
Zentrale Sozialreformen im Abseits 
Rentenpaket II und Pflegereform werden nach dem Regierungs-Aus nicht mehr realisiert 

Die Regierungsbilanz in der Behindertenpolitik ist enttäuschend.
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Fortsetzung von Seite 1
Rentenniveau bis 2039 bei 48 
Prozent festzulegen, damit die 
Altersbezüge nicht hinter der 
Entwicklung der Durchschnitts-
einkommen zurückbleiben. Bei-
de Parteien hatten zudem nach 
langem Ringen den Einstieg in 
eine anteilige Finanzierung der 
gesetzlichen Renten aus Einnah-
men am Aktienmarkt vereinbart. 

Dafür wollte man den Bund 
verpflichten, Kredite aufzuneh-
men und jährlich zehn bis zwölf 
Milliarden Euro in einen Fonds 
einzuzahlen. Aus den Erträgen 
des „Generationenkapitals“ soll-
ten von Mitte der 2030er-Jahre 
an Mittel in die Rentenversiche-
rung fließen. Doch kurz nach der 
Einigung forderten die Liberalen 
weitere Beratungen. 

Nach dem Regierungsende hat 
nun auch die Union ausgeschlos-
sen, der Reform im Bundestag 
zur Mehrheit zu verhelfen. Der 
SoVD, der das Rentenpaket II als 
wichtigen Schritt hin zur Sta-
bilisierung des Rentenniveaus 
begrüßt hatte, bedauert das 
sehr. Er fordert mittelfristig eine 
Anhebung auf 53 Prozent und 
die Weiterentwicklung der ge-
setzlichen Renten- zu einer Er-
werbstätigenversicherung, in die 
alle einbezogen werden – auch 
Selbstständige, Beamte und Ab-
geordnete (siehe auch www.die-
bessererente.de).

Weg frei gemacht für die 
Krankenhausreform

Am seidenen Faden hing bis 
zuletzt die Krankenhausreform 
von Gesundheitsminister Karl 
Lauterbach (SPD). Für sie machte 
der Bundesrat am 22. November 
den Weg frei. Die Länderkam-
mer ließ das zuvor noch von der 
Ampelkoalition im Bundestag 
beschlossene Gesetz passieren. 
Keine Mehrheit fand die Anru-
fung des gemeinsamen Vermitt-
lungsausschusses. 

Das Gesetz, das eine grund-
legende Neuordnung der deut-
schen Kliniken vorsieht, tritt 
zum 1. Januar 2025 in Kraft. Die 
Einführung der neuen Struktur 
wird sich über mehrere Jahre bis 
2029 erstrecken. Vor allem den 
finanziellen Druck auf Kliniken 
soll die Reform mindern. Gleich-
zeitig will man mehr Speziali-
sierung durchsetzen. Kliniken 
erhalten statt der bisherigen 
Fallpauschalen künftig 60 Pro-
zent der Vergütung allein für 
das Vorhalten bestimmter Ange-
bote. Das soll Anreizen zu immer 
häufigeren und medizinisch teils 
nicht optimalen Eingri£en einen 
Riegel vorschieben. Der Bundes-
gesundheitsminister hatte die 
Notwendigkeit der Maßnahmen 
auch mit dem Argument unter-
legt, dass viele Patient*innen 

große Operationen nicht über-
lebten, weil es für die Eingri£e in 
zahlreichen Kliniken keine aus-
reichende Spezialisierung gebe. 
Grundlage der Finanzierung 
durch die Krankenkassen sind 
deshalb fortan neue Leistungs-
gruppen, die Klinikbehandlun-
gen genauer beschreiben und 
so bundeseinheitliche Quali-
tätsvorgaben absichern. Unter 
anderem durch die Möglichkeit 
ambulanter Angebote sollen 
kleine Häuser auf dem Land Un-
terstützung erfahren. Dass den-
noch etliche Kliniken infolge 
der Reform schließen werden, 
bezweifelt indessen niemand.

„Keine Beitragsmittel zur
Finanzierung verwenden!“

„Grundsätzlich geht die Re-
form in die richtige Richtung, 
weil sie den hohen finanziellen 
Druck aus dem System nimmt 
und gleichzeitig die Qualität 
der Versorgung verbessert“, be-
wertet Michaela Engelmeier 
als SoVD-Vorstandsvorsitzende 
das Großprojekt. „Wir brauchen 
in Deutschland eine flächende-
ckende, wohnortnahe und quali-
tativ hochwertige Krankenhaus-
versorgung!“ Kritik äußert sie 
hingegen an den zur Umsetzung 
beschlossenen Finanzierungsre-
gelungen. Hier sind 50 Milliarden 
Euro aus einem „Transformati-
onsfonds“ eingeplant. 50 Pro-
zent davon soll die gesetzliche 
Krankenversicherung (GKV) aus 
Beitragsmitteln bezahlen. „Es 
kann nicht sein, dass die Hälfte 
der 50 Milliarden Euro, die über 
zehn Jahre in den Fonds fließen, 
aus der Liquiditätsreserve des 
Gesundheitsfonds kommt und 
damit auf Kosten der Versicher-
ten.“ Das sei eine Zweckentfrem-
dung von Beitragsmitteln und 
auch angesichts der überaus an-
gespannten Finanzlage der ge-
setzlichen Krankenversicherung 
unverantwortlich, bemängelt die 
SoVD-Vorstandsvorsitzende. 

Auch der Pflege galten in die-
ser Legislatur umfassende Pläne. 
Eine große Pflegereform war 

spätestens für den Herbst vor-
gesehen. Das scheint nun nicht 
mehr umsetzbar. Die zu lösenden 
Herausforderungen sind immens: 
hohe Zuzahlungen bei den Pfle-
gekosten, Milliardendefizite bei 
den Pflegekassen, völlig unzurei-
chende Unterstützungs- und Ent-
lastungsangebote für pflegende 
Angehörige. Mit dem demografi-
schen Wandel wird die Zahl der 
Pflegebedürftigen in den nächs-
ten Jahren noch weiter steigen. 
Die nach dem Regierungsbruch 
noch beschlossene Beitragser-
höhung um 0,2 Prozent zum Be-
ginn 2025 dürfte langfristig zur 
Finanzierung kaum ausreichen.

Der SoVD ist überzeugt: Um 
dem Pflegenotstand wirksam 
und vor allem solidarisch zu be-
gegnen, braucht es eine umfas-
sende Reform. Er wirbt deshalb 
erneut für den Umbau der Pfle-
geversicherung zu einer tragfä-
higen und zukunftssicheren Bür-
gervollversicherung. Nur so seien 
die Versicherten vor kaum mehr 
zu stemmenden Eigenanteilen 
zu bewahren, die durchschnitt-
liche Rentenhöhen bei Weitem 
übersteigen. „Pflege muss ein 
zentrales Thema im Wahlkampf 
und für die kommende Regie-
rung sein!“, fordert Michaela En-
gelmeier. 

Höherer Mindestlohn beugt 
noch nicht Altersarmut vor

Zu den eingelösten Verspre-
chen gehört ein höherer gesetz-
licher Mindestlohn: Rund 6,2 
Millionen Beschäftigte profitie-
ren davon, dass die Lohnunter-
grenze auf 12,41 Euro brutto in 
der Stunde angehoben wurde 
und mit Beginn des nächsten 
Jahres auf 12,82 Euro steigen 
wird. Nach Einschätzung des 
SoVD ist das jedoch zu wenig, um 
Altersarmut zu verhindern. „Wir 
müssen die Inflation, die stei-
genden Mieten und Lebenshal-
tungskosten mit noch besseren 
und gerechten Löhnen abfedern“, 
stellt Michaela Engelmeier fest. 
„Dazu muss die Lohnuntergrenze 
auf 15 Euro steigen.“ 

Der SoVD kritisiert außerdem 
die unzureichende Wohnungs-
baupolitik der auseinander-
gebrochenen Regierung. Hin-
ter dem Versprechen, jährlich 
100.000 Sozialwohnungen zu 
bauen, blieb das Bundesbaumi-
nisterium weit zurück. Und dies, 
obwohl die Mietpreise gerade in 
den Großstädten ins Unbezahl-
bare ausufern. 

Einige gute Ansätze gab es in 
der Familienpolitik: Der steuer-
liche Kinder- und der Grundfrei-
betrag werden erhöht. In den 
Kinderzuschlag für erwerbstäti-
ge Eltern mit geringem Einkom-
men fließen ab 2025 ergänzend 
mehr als eine Milliarde Euro. 
Zu den positiven Ergebnissen 
gehört überdies das Programm 
„Startchancen“. Mit ihm werden 
jährlich eine Milliarde Euro in 
benachteiligte Schulen inves-
tiert. Auch die Fortführung des 
Kita-Qualitätsgesetzes war kon-
sensfähig; Kosten: jährlich rund 
zwei Milliarden Euro. 

Dass die im zweiten Anlauf 
verabschiedete Kindergrundsi-
cherung dem Ampel-Aus zum 
Opfer fällt, ist allerdings ein 
harter Rückschlag für Millionen 
einkommensschwache Familien 
in Deutschland (siehe Seite 3). 

In puncto Kindergeld gibt es 
ab 2025 fünf Euro mehr pro Kind, 
nämlich monatlich 255 statt bis-
lang 250 Euro. Interims-Bundes-

finanzminister Jörg Kukies (SPD) 
erklärte zuletzt, er ho£e, weitere 
von der bisherigen Koalition ge-
plante Maßnahmen durch den 
Bundestag zu bekommen. 

Für die Behindertenpolitik 
wird das nicht mehr rechtzeitig 
sein. Hier fällt die Bilanz bitter 
aus. Zwar hatte der Koalitions-
vertrag zahlreiche Inklusionsan-
sätze enthalten, die Umsetzung 
war jedoch dürftig. So blockierte 
das Bundesfinanzministerium 
bis zuletzt die Reform des Be-
hindertengleichstellungsgeset-
zes, das die Privatwirtschaft zu 
mehr Barrierefreiheit verpflich-
tet hätte. 

Gefährdet hat das Ampel-Aus 
im Übrigen die weitere Finanzie-
rung des Deutschlandtickets. Der 
SoVD fordert, den Preis stabil zu 
halten und ein bundesweites So-
zialticket einzuführen, das allen 
Menschen bezahlbare Mobilität 
ermöglicht.

SoVD wird den Parteien
Kernforderungen übergeben

Der Verband plädiert insge-
samt dafür, in Krisenzeiten auf-
grund mehrfacher Ursachen die 
Schuldenbremse zu reformieren. 
„Wir sollten mutig in die Zukunft 
investieren – in eine bessere 
Infrastruktur, gleiche Bildungs-
chancen und mehr Teilhabe für 
alle Menschen in unserer Ge-
sellschaft“, sagt Michaela Engel-
meier. „Lassen wir uns nichts vor-
machen! Weder ist der deutsche 
Sozialstaat im europäischen Ver-
gleich ausufernd, noch liegen wir 
bei den Staatsschulden vorne!“

Der SoVD steht im engen Aus-
tausch mit der Politik und setzt 
sich weiter für eine stabile und 
demokratisch ausgerichtete Re-
gierung ein, in der die soziale Ge-
rechtigkeit wieder mehr Raum 
einnimmt. Noch im Dezember 
wird er den Parteien seine – ge-
meinsam mit allen SoVD-Lan-
desverbänden entwickelten und 
abgestimmten – Kernforderun-
gen für die anstehenden Wahlen 
mit auf den Weg geben. 
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